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Herbsttagung vom 27. bis 29. November 2008 in Potsdam
Das neue Unterhaltsrecht ist jetzt seit einem knappen Jahr in Kraft, trotzdem ist die Situation noch sehr unsicher. Deshalb standen die neuen Regelungen im Mittelpunkt der  Herbsttagung der Familienanwälte in Potsdam, wo etwa 400 Kolleginnen und Kollegen zusammengekommen waren. Die Gerichte entscheiden bisher sehr unterschiedlich. Auch erste höchstrichterliche Entscheidungen des Bundesgerichtshofs standen auf der Tagung zur Debatte. Unter dem Motto „Mein Geld – Dein Geld – Kein Geld“ referierten namhafte Rechtsanwälte und Richter der obersten Gerichte über die oft existenziellen Probleme nach Trennung und Scheidung. In der „aktuellen Stunde“ berichtete Dr. Meo-Micaela Hahne, Vors. Richterin  am BGH, Karlsruhe, aus der „Werkstatt BGH“. Nicht nur Unterhaltsfragen, auch Neuerungen beim Versorgungsausgleich und Zugewinn kamen in Potsdam zur Sprache.
In einem Symposium zu Beginn der Herbsttagung hatten sich die Familienanwälte über das Scheidungsverfahren in Frankreich und über die soziale und rechtliche Stellung der Frauen in der französischen Familie informiert.
Außerdem wurden neue Werbemaßnahmen der Arbeitsgemeinschaft präsentiert, die Sie hier ansehen und per FAX bestellen können.
Ausführliche Berichte über die Tagung werden bald im „Forum Familienrecht“, im „Anwaltsblatt“ und eine Nachlese mit Bildern und Tönen auf unserer Internetseite veröffentlicht. Das Skript des Vortrags von Frau Dr. Hahne, "Werkstatt BGH", war leider nicht in den Tagungsunterlagen. Wir werden den Inhalt daher auf unserer Internetseite demnächst veröffentlichen.
Anwaltsverzeichnis 2009 – Daten aktualisieren
In der ersten Jahreshälfte 2009 wird eine Neuauflage des Anwaltsverzeichnisses erscheinen. Noch bis zum 15. Januar 2009 können Sie Ihre büro- oder berufsbezogenen Daten überprüfen und für den Abdruck im Anwaltsverzeichnis 2009 aktualisieren. Dafür steht Ihnen bequem unsere DAV-Online-Plattform zur Verfügung. 

Die Daten sind auch wichtig für die Deutsche Anwaltauskunft, die Anwaltsuche des Deutschen Anwaltvereins, in der die Mitglieder der örtlichen Anwaltvereine automatisch verzeichnet sind. (weitere Informationen)
Streit um Prüfsiegel für Anwälte
Ein neues Zertifikat, das die DEKRA gemeinsam mit dem „Deutschen Anwaltszentrum“ anbietet, hat in der Anwaltschaft für Unruhe gesorgt. Wer zwei Jahre als Rechtsanwalt zugelassen ist und 2,5 Stunden in einem multiple-choice-Test Fragen richtig beantwortet, erhält gegen eine Gebühr von 350 Euro ein Prüfsiegel. Außer im Arbeitsrecht soll das Zertifikat noch im Strafrecht, im Familienrecht und IT-Recht vergeben werden. Einzelne Rechtsanwaltskammern überlegen, ob sie berufs- oder wettbewerbsrechtlich dagegen vorgehen. Es wird befürchtet, die Verbraucher könnten den falschen Eindruck gewinnen, dass die Rechtsanwälte eine  besondere Qualifikation erworben hätten. Das Zertifikat sei jedoch nicht vergleichbar mit einem Fachanwaltstitel, für den mehrere Lehrgänge, Klausuren und vor allem jahrelange Praxiserfahrung Vorbedingung seien. Die Rechtsanwaltskammer Köln wird berufsrechtlich gegen Anwälte vorgehen, die das Zertifikat verwenden. Denn nach der Berufsordnung für Rechtsanwälte ist es verboten, Zusatzbezeichnungen zu führen, die mit dem Fachanwalt verwechselt werden könnten. Ein Kölner Rechtsanwalt hat bereits eine einstweilige Verfügung gegen die Werbung mit dem Prüfsiegel erwirkt. Dagegen wurde jedoch Widerspruch eingelegt. (Az LG Köln 33 O 353/08) (Tagesspiegel, Haufe-online, RAK Köln)
Düsseldorfer Tabelle – Änderung zum Januar 2009 weiter unklar
Die vom Bundestag beschlossene Anhebung des Kindergeldes und des Kinderfreibetrages ist im Bundesrat gescheitert. Jetzt soll der Vermittlungsausschuss  eine Einigung zu bislang kontroversen Finanzierungsfragen zwischen Bund und Ländern erreichen. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die geplante Lastenverteilung gegen gesetzliche Vorgaben verstößt. Das Familienleistungsgesetz soll Familien durch deutlichere finanzielle Entlastungen vermehrt unterstützen. Der Vermittlungsausschuss wird am 17. Dezember 2008 zusammentreten. Voraussichtlich wird es also noch vor Weihnachten zu einer Einigung kommen. Dann entscheidet sich auch, wie sich der Mindestbetrag des Kindesunterhalts nach der Düsseldorfer Tabelle ändert. Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht erhalten wieder eine Klappkarte mit den geänderten Zahlen.  
EU: Elektronisches Justiz Portal
In der Sitzung des Justiz- und Innenministerrates am 28. November 2008 wurden weitere Eckpunkte zum geplanten E-Justiz Portal festgelegt. Dieses Portal ist Teil der E-Justiz-Strategie der Kommission. Durch eine verstärkte Verlagerung von Informationen und Verfahren auf die elektronischen Kommunikationswege soll die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten im Bereich der Justiz verbessert werden (s. EiÜ 32/08, „Rom III“). Durch das entstehende Portal sollen Informationen für Bürger und Unternehmen bereitgestellt werden (s. EiÜ 21/08). Mithilfe des Portals soll es in Zukunft möglich sein, ganze Verfahren auf dem elektronischen Wege abzuwickeln. In der Sitzung des Rates wurde nun entschieden, Informationen über die Möglichkeit der Mediation und der Rechtshilfe in das Portal aufzunehmen. 
BMJ: Fachtagung über Kindschaftsrechtsreform
10 Jahre nach der Kindschaftsrechtsreform hat das Bundesministerium der Justiz zu einer Fachtagung über „Kinderrechte im Fokus der Rechtspolitik“ eingeladen, die am 4. Dezember 2008 stattfand. Fachleute aus Wissenschaft und Praxis diskutierten u.a. über Schwierigkeiten, die noch zu bewältigen sind, über Rechtsvergleichung und über Perspektiven für die Zukunft. 
Bundestag: Erste Anhörung zur Reform Versorgungsausgleichs für Geschiedene

Mit der Strukturreform des Versorgungsausgleichs beschäftigte sich eine öffentliche Anhörung des Rechtsausschusses am 3. Dezember. Die Experten zeigten sich einverstanden. Vorgesehen ist, den Ausgleich von Versorgungs- und Rentenansprüchen bei Scheidungen neu zu regeln. Die Bundesregierung hat dazu einen Gesetzentwurf vorgelegt. Statt des bisherigen Einmalausgleichs über die gesetzliche Rentenversicherung nach Saldierung aller Anrechte solle künftig regelmäßig jede Versorgung innerhalb des Systems geteilt werden, heißt es in dem Entwurf. Hier finden Sie die Liste der Sachverständigen und ihre Stellungnahmen. (BMJ)
Bundestag:  Erste Beratung der Änderungen beim Zugewinnausgleich 

Schulden, die während der Ehe getilgt werden, sollen künftig beim Zugewinnausgleich berücksichtigt werden. Außerdem soll in Zukunft der Zeitpunkt der Zustellung des Scheidungsantrags als einheitlicher Stichtag für die Berechnung des Zugewinns und die Höhe der Ausgleichsforderung gelten. Dies sieht der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Zugewinnausgleichs- und Vormundschaftsrechts vor, der der am 13.11. 2008 im Bundestag in erster Beratung in den Rechts- und Familienausschuss überwiesen wurde. (BMJ)
BVerfG: Grundrechtsverletzung wegen Sorgerechtsübertragung an das Jugendamt
Ein nigerianischer Staatsangehöriger, abgelehnter Asylbewerber, ist Vater eines im Januar 2007 geborenen Kindes. Er ist in seinen Grundrechten verletzt, weil das Sorgerecht der Mutter entzogen und nicht ihm, sondern dem Jugendamt übertragen wurde, obwohl er regelmäßig Kontakt und Umgang mit seinem Kind hatte. 
Bei der verfassungsrechtlichen Prüfung der angegriffenen Entscheidung ist zu berücksichtigen, dass für die leiblichen Eltern die Trennung von ihrem Kind den stärksten vorstellbaren Eingriff darstellt, der nur bei strikter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Zwar stellt das Kindeswohl in der Beziehung zum Kind die oberste Richtschnur der elterlichen Pflege und Erziehung dar. Das bedeutet jedoch nicht, dass es zur Ausübung des Wächteramts des Staates nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG gehörte, gegen den Willen der Eltern für eine den Fähigkeiten des Kindes bestmögliche Förderung zu suchen. Das Grundgesetz hat den Eltern zunächst die primäre Entscheidungszuständigkeit bezüglich der Förderung ihrer Kinder zugewiesen. Dabei wird auch in Kauf genommen, dass Kinder durch den Entschluss der Eltern wirkliche oder vermeintliche Nachteile erleiden. 

Az 1 BvR 2275/08, Beschluss vom 20.10.2008
BGH: Unterhaltsbedarf – nachehelich adoptiertes Kind – Wohnvorteil
Bei der Bemessung des Unterhaltsbedarfs eines geschiedenen Ehegatten nach den ehelichen Lebensverhältnissen (§ 1578 Abs. 1 Satz 1 BGB) ist sowohl der Unterhaltsbedarf eines vom Unterhaltspflichtigen nachehelich adoptierten Kindes als auch der Unterhaltsbedarf seines neuen Ehegatten zu berücksichtigen.
Der Wohnvorteil an der Familienwohnung setzt sich nach einem Verkauf des Grundstücks an den Zinsen aus dem Verkaufserlös und, bei Einsatz des Erlöses für den Erwerb eines neuen Grundstücks, an dem neuen Wohnvorteil fort. Kommt ein neuer Wohnvorteil nicht in Betracht, weil die Zinsbelastung der zusätzlich aufgenommenen Kredite den objektiven Wohnwert übersteigt, ist zu prüfen, ob eine Obliegenheit zur Vermögensumschichtung besteht. 

Az XII ZR 62/07, Urteil vom 1.10.2008, beim BGH unter Entscheidungen.
BGH: Abtrennung einer Unterhaltsfolgesache
§ 623 II 3 ZPO (Abtrennung einer Unterhaltsfolgesache) ist zur Vermeidung eines Widerspruchs zu § 628 I 4 ZPO einschränkend auszulegen. 

Das Familiengericht muss eine Abtrennung (nach § 623 II 3 ZPO) ablehnen, wenn diese nur dazu dient, eine Vorabentscheidung über die Scheidung zu ermöglichen. 
Az XII ZB 90/08, Beschluss vom 1.10.2008, beim BGH unter Entscheidungen.
OLG Frankfurt a.M.: Begrenzung des Krankenunterhalts trotz 23jähriger Ehe
Auch nach 23-jähriger Ehe, in der zwei Kinder großgezogen worden sind, kommt eine Beschränkung und Befristung des Krankenunterhalts auf eine Übergangszeit von sechs  Jahren ab Rechtskraft der Scheidung (mit anschließend auf den angemessenen Lebensbedarf reduziertem Unterhalt) in Betracht, sofern keine ehebedingten Nachteile vorliegen. 

Az 3 UF 347/06, Urteil vom 19.8.2008
KG: Keine Verpflichtung zu vollschichtiger Tätigkeit bei Betreuung von zwei schulpflichtigen Kindern

Auch bei bestehender Möglichkeit einer Volltagsbetreuung durch staatliche Stellen ist dem betreuenden Elternteil eine vollschichtige Tätigkeit nicht ohne weiteres zumutbar, wenn sich eines der beiden betreuten schulpflichtigen Kinder noch in den ersten Grundschuljahren befindet.

Az 13 WF 111/08, Beschluss vom 18.8.2008
OLG Schleswig: Voraussetzung für Ausschluss des Versorgungsausgleichs
Voraussetzung für einen Ausschluss des Versorgungsausgleichs gemäß § 1587c Nr. 3 BGB ist eine Unterhaltspflichtverletzung von einigem Gewicht, zu der die Folge dieses Ausschlusses nicht unangemessen ist. Dazu müssen über die Nichterfüllung der Unterhaltspflicht hinaus weitere objektive Merkmale vorliegen, die dem pflichtwidrigen Verhalten ein besonderes Gewicht geben. Das kann etwa bei einer gröblichen Unterhaltspflichtverletzung der Fall sein, wenn der Ausgleichspflichtige dadurch in ernsthafte Schwierigkeiten bei der Beschaffung des Lebensbedarfs geraten ist.
Az  10 UF 22/08, Beschluss vom 16.07.2008 



OLG Naumburg: Grundsicherung
Für die Unterhaltsleistungen, die Eltern einem erwerbsunfähigen Kind bis zu dessen Volljährigkeit erbringen, ist das Kind zur Rücksichtnahme und Loyalität verpflichtet. Es darf darauf verwiesen werden, vorrangig die Grundsicherung in Anspruch zu nehmen.

Az 4 WF 42/08, Beschluss vom 25.6.2008, leider nicht in der Datenbank, aber im Internet.
OLG Koblenz: Befristung und Herabsetzung nachehelichen Unterhalts
Über Befristung oder Herabsetzung des nachehelichen Unterhalts kann erst entschieden werden, wenn das Einkommen des Unterhaltsberechtigten nachhaltig gesichert ist. Vorher ist der Sachverhalt nicht ausreichend geklärt.
Az 9 UF 31/08, Beschluss vom 11.6.2008
OLG Karlsruhe: Anspruch auf Nutzungsentschädigung 
Nach der Scheidung hat der Ehegatte, der aus der im gemeinsamen Eigentum stehenden Wohnung ausgezogen ist, in der Regel einen Anspruch auf Nutzungsentschädigung in Höhe des hälftigen Wohnwerts gegen den anderen Ehegatten, der in der Wohnung verblieben ist.

Der Anspruch auf Zahlung einer Nutzungsentschädigung wird nicht ohne weiteres dadurch ausgeschlossen, dass (vor der Geltendmachung des Anspruchs) eine Unterhaltsklage des in der Wohnung verbliebenen Ehegatten mit der Begründung abgewiesen wurde, der Ehegatte sei nicht bedürftig, weil ihm ein Wohnvorteil zugute komme.

Nimmt ein Ehegatte ein Darlehen auf, um damit zur Finanzierung einer gemeinsamen Eigentumswohnung beizutragen, so erwächst daraus - ohne eine ausdrückliche Vereinbarung der Ehegatten - nach der Scheidung in der Regel kein Anspruch gegen den anderen Ehegatten, sich an der Rückführung des Darlehens hälftig zu beteiligen.

Az 4 U 72/06, Urteil vom 5.6.2008 (leider nicht in der Datenbank)
FG Berlin-Brandenburg: Steuerliche Entlastung auch für Wochenendväter
Ein alleinstehender Steuerpflichtiger, zu dessen Haushalt mindestens ein Kind gehört, hat Anspruch auf einen steuerlichen Entlastungsbetrag in Höhe von derzeit 1.308 Euro im Jahr, wenn er für das Kind gleichzeitig einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld beanspruchen kann. Das gilt auch dann, wenn das Kind bei dem Steuerpflichtigen nur mit dem Nebenwohnsitz gemeldet ist und sich bei ihm nur an Wochenenden und in den Ferien aufhält. Allerdings gilt dies nur, wenn nicht auch der andere Elternteil, bei dem das Kind dauerhaft lebt, Anspruch auf diesen Entlastungsbetrag hat, also auch alleinstehend ist. 
Az 7 K 7038/06 B, Urteil vom 13.8.2008, leider nicht in der Datenbank, OVS-Verlag.
FG Köln: Eltern behalten Kindergeldanspruch für schwangeres Kind
Eltern erhalten für erwachsene Kinder ohne Ausbildungsplatz nach § 32 IV EStG nur dann Kindergeld, wenn sich das Kind ernsthaft um einen Ausbildungsplatz bemüht. Ein Kindergeldanspruch für ein Kind, das sich in Mutterschutz und anschließender Betreuungszeit befindet, bleibt auch dann bestehen, wenn das Kind in dieser Zeit keine Bewerbungsbemühungen entfaltet. Das FG hat die Revision zum BFH in München zugelassen, weil das Verhältnis von Kinderbetreuung und dem „Nichtbeginnenkönnen“ einer Berufsausbildung noch nicht abschließend geklärt ist. 
Az 10 K 64/08, Urteil vom 25.9.2008, PM FG Köln vom 17.11.2008. 

Geburtstagsglückwünsche
Rechtsanwältin Dr. Ingrid Groß wird im Dezember 70 Jahre alt. Sie hat die Gründung der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht im DAV 1993 in Bonn initiiert und war 10 Jahre lang ihre Vorsitzende. Zum 10. Jahrestag der Arbeitsgemeinschaft 2003 in Hamburg gab sie den Vorsitz ab, wurde Ehrenvorsitzende und blieb der AG Familienrecht auch weiterhin eng verbunden. Sie ist seitdem im Beirat der Zeitschrift Forum Familienrecht. Im Familienrechtsausschuss des DAV war sie schon viele Jahre Mitglied, bevor sie am 1.1.1991 dessen Vorsitzende wurde und es bis heute ist. Daneben gehört sie dem Vorstand des Deutschen Familiengerichtstages an. Sie ist Mitherausgeberin und Autorin zahlreicher familienrechtlicher Veröffentlichungen. Zum Geburtstag wünschen wir ihr viel Glück!
Zeitschrift Forum Familienrecht
Die Berichterstattung über das FamFG wird auch im neuen Heft fortgesetzt, u.a. mit einem Aufsatz von Prof. Dr. Barbara Veit, Universität Göttingen: „Interessenvertreter des Kindes – Verfahrensbeistand und Umgangspfleger nach dem FamFG“. Weitere Aufsätze von RA Alexander Heumann, Düsseldorf: „Neues zur Präklusion von Abänderungsklagen beim nachehelichen Unterhalt unter besonderer Berücksichtigung des Kriteriums der ‚ehebedingten Nachteile’“ und von RiOLG Werner Gutdeutsch: „Vorrang wegen Kindesbetreuung“.
http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php 
Termine

Die Reform (Familien- und Erbrecht) – Entspannt tagen im schneesicheren Skigebiet Warth am Arlberg, Österreich, Wellnesshotel Warther Hof, vom 28.2.-7.3.2009. Referenten unter anderen: Prof. Dr. Gerd Brudermüller, Vors.Ri.OLG und Vors. DFGT (Die Reform des Güterrechts und Versorgungsausgleichs), Beatrix Weber-Monecke, Richterin am BGH (Aktuelle Rechtsprechung des BGH zum Unterhaltsrecht nach der Reform) und Prof. Dr. Georg Crezelius, Universität Bamberg (Reform des Erbrechts). Moderatoren: RAuN Wolfgang Schwackenberg, Oldenburg und RA Send Gunnar Kirmes, Grimma. Programm und Anmeldung.
14. Studienreise nach Griechenland 

vom 27. Mai bis 3. Juni 2008 in Isthmia, Peloponnes, Griechenland, 27.05.2009 bis 03.06.2009, Kalamaki Beach Hotel. Thema: „Ehe und Familie im Wandel der Zeit“. Referentin unter anderen: Dr. Christine Hohmann-Dennhardt, RiBVerfG (Ehe und Familie – aus Sicht unserer Verfassung). Programm und Anmeldung.
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie auch die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 
conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 
e-mail: info@cp-bonn.de
Vorankündigung: 5. Weltkongress für Familienrecht und Kinderrechte vom 23. bis 26. August 2009 in Halifax, Kanada. Nähere Informationen unter www.lawrights.asn.au .
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Schuminski
D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N - Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 0 30 / 72 61 52 -  0,
Fax: 0 30 / 72 61 52 - 1 90, dav@anwaltverein.de <<mailto:dav@anwaltverein.de>>
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